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Bern | Gewerkschaftsbund kämpft an vielen Fronten gegen Arbeitslosigkeit

Historischer Höchststand
Die steigende Arbeits-
losigkeit ist für den
Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund (SGB) eine
der grossen Herausforde-
rungen im noch jungen
Jahr. Eine der Ursachen
dafür ortet er beim Leis-
tungsabbau bei den Sozi-
alversicherungen. Wegen
der Verschlechterungen
sind gemäss Berechnun-
gen des SGB heute rund
100000 Menschen mehr
auf Arbeit angewiesen.

Als konkrete Gründe nennt der
SGB die Erhöhung des Frauen-
rentenalters von 62 auf 64 Jah-
re, die strengere Rentenpraxis
bei der Invalidenversicherung
und die Erhöhung der regle-
mentarischen Rentenalter in
den Pensionskassen. Deshalb
seien heute schätzungsweise
91000 bis 110000 Personen
mehr auf einen Arbeitsplatz an-
gewiesen, als es ohne den Leis-
tungsabbau der Fall gewesen
wäre. «Dies entspricht immer-
hin knapp zwei Prozent der Er-
werbspersonen», sagte SGB-
Chefökonom Daniel Lampart
am Dienstag an der Jahresme-
dienkonferenz des Gewerk-
schaftsbundes. 

Kampf für eine 
stärkere AHV
Allerdings liessen sich die Zah-
len nicht direkt in eine Arbeits-
losenquote ummünzen, da
noch andere Faktoren für diese
zu berücksichtigen seien. Im
Rahmen der Altersvorsorge

2020 soll das Rentenalter der
Frauen auf 65 Jahre erhöht wer-
den, was laut Lampart bedeu-
tet, dass 18000 bis 25000 Frau-
en mehr eine Stelle bräuchten
als heute. Deshalb steht das lau-
fende Jahr auch im Zeichen der
Initiative AHVplus, die eine Ver-
besserung der AHV-Altersren-
ten um zehn Prozent oder rund
200 Franken pro Monat ver-
langt. Dafür müssten die AHV-
Lohnbeiträge um 0,8 Prozent-
punkte angehoben werden,
rechnete Doris Bianchi vor den
Medien in Bern vor. Angesichts
der stetig steigenden Lohnne-
benkosten, die notwendig sei-
en, um das Niveau bei der beruf-
lichen Vorsorge zu halten, sei
die Kritik an der Finanzierung
der AHV-Rentenverbesserung
«ein Hohn».

Wiedereinführung 
des Mindestkurses
Einen weiteren Grund für die
Erwerbslosigkeit ortet der SGB
bei der Frankenüberbewer-
tung, die die Wirtschaft schwä-
cher wachsen lasse als nötig.
Der SGB hat die Aufhebung des
Euro-Mindestkurses vor knapp
einem Jahr wiederholt kriti-
siert. Laut SGB-Präsident Paul
Rechsteiner hat die Preisga-
be des Mindestkurses dazu 
geführt, dass die Erwerbslo-
sigkeit in der Schweiz entge-
gen dem europäischen Trend
steigt. In absoluten Zahlen 
habe die Erwerbslosigkeit ei-
nen «traurigen historischen
Höchststand» erreicht, sagte
Rechsteiner. Deutschland habe

mittlerweile sogar eine tiefere
Quote als die Schweiz.

Für 2016 erwartet der SGB
einen weiteren Anstieg der Ar-
beitslosenquote auf 3,6 Prozent.
Im November hatte die Quote
bei 3,4 Prozent gelegen. Um die
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen,
fordert der Gewerkschaftsbund
deshalb die Wiedereinführung
eines Mindestkurses. Der Fran-
ken-Euro-Kurs müsse so rasch
wie möglich in Richtung 1.30
Franken gebracht werden. Wei-
ter fordert der Gewerkschafts-
bund, dass Unternehmen ver-
pflichtet werden, offene Stellen

bei den Regionalen Arbeits-
vermittlungszentren (RAV) zu
melden. Daneben wiederholten
die Gewerkschafter die Forde-
rungen nach einem besseren
Kündigungsschutz für ältere
Arbeitnehmende und mehr 
Gesamtarbeitsverträge. Zudem
müsse der Bund die flankie-
renden Massnahmen verstär-
ken. Prioritär seien mehr Kon-
trollen und bessere Durchset-
zungsinstrumente.

Zwei grosse
 Herausforderungen
Eine weitere grosse Herausfor-

derung ist laut SGB-Präsident
Rechsteiner der Erhalt der bila-
teralen Verträge mit der EU. Der
Schlüssel dazu sei die Verbesse-
rung des Schutzes der Löhne
und der Arbeitsplätze. 

Ablehnend äusserte sich
Rechsteiner zur SVP-Durchset-
zungsinitiative, über die am 
28. Februar abgestimmt wird.
Die Initiative sei ein direkter
Angriff auf die Secondos und Se-
condas. Wer Delikte begehe, der
solle dafür bestraft werden –
«aber nicht zusätzlich auch
noch seine soziale Existenz
 verlieren». | sda

Gewerkschaften. Für Paul Rechsteiner, Präsident Schweizerischer Gewerkschaftsbund
(SGB), ist die steigende Arbeitslosigkeit eines der drängendsten Probleme. FOTO KEySTONE

Nachwuchsprobleme,
 sinkende Wettbewerbs -
fähigkeit und falsche
 Anreize: Der Schweizeri-
sche Bauernverband
(SBV) bezeichnet die aktu-
elle Situation seiner
Branche als besorgniser-
regend. Sein Gegenrezept
ist die bereits eingereich-
te Initiative für Ernäh-
rungssicherheit.

Die Situation sei schwierig, sag-
te SBV-Direktor Jacques Bour-
geois am Dienstag vor den Me-
dien in Bern. Jeder dritte Be-
triebsleiter über fünfzig Jahre
habe keinen Hofnachfolger. Das
liegt laut dem Bauernverband
auch daran, dass sich ausser-
halb der Landwirtschaft deut-
lich mehr verdienen lässt.

Hauptgrund für die unbe-
friedigende wirtschaftliche Si-
tuation seien die tiefen Produ-
zentenpreise, sagte Bourgeois
gemäss Redetext. Obwohl sich
die Konsumentenpreise im La-
den seit Jahren wenig veränder-
ten, seien die Preise für die
Landwirtschaftsprodukte stark
gesunken – insbesondere bei
der Milch, bei Schweinefleisch
oder beim Zucker. «Der starke
Franken und der Einkaufstou-
rismus machen diese Situation
nicht besser», sagte SBV-Präsi-
dent Markus Ritter. Der Bauern-
verband wolle den Grenzschutz
nicht ausbauen, stellte er klar.
Ein weiterer Abbau müsse aber
verhindert werden. Die Schwei-
zer Landwirtschaft habe ohne
Grenzschutz keine Chance.

Mehr Freiräume
 gefordert
Aus Sicht des Bauernverbands
könnte die Schweizer Landwirt-
schaft allerdings billiger produ-
zieren, wenn die Anforderun-
gen an die Landwirte gesenkt
würden. Weil nur Direktzah-
lungen bekommt, wer genau
geregelte Vorgaben erfüllt, sei
die Schweizer Landwirtschaft
zwar ein Vorbild, was Ökologie
und Tierschutz anbelange.

Die Kehrseite der Medaille
sei jedoch, dass die Schweizer
Landwirtschaft dadurch noch
teurer produziere, als es auf-
grund der Topografie und des
hohen Kostenumfelds ohnehin
schon der Fall wäre, sagte
 Bourgeois.

Junge Landwirte bräuch-
ten unternehmerische Frei -
heiten, ergänzte Hans Hofer
vom landwirtschaftlichen Bil-
dungs- und Beratungszentrum
Inforama. Die wachsende Ab-
hängigkeit vom Tropf des Staa-
tes sei für die jungen Berufsleu-
te unbefriedigend, schreibt der
Bauernverband.

Buntbrache lukrativer
als Brotgetreide
Aus Sicht des Bauernverbands
stellt die Politik nicht nur zu
 hohe Anforderungen, sondern
setzt auch falsche Anreize. «Es
ist unterdessen lukrativer, eine
Buntbrache zu säen, statt Brot-
getreide anzubauen und zu ver-
kaufen», sagte Bourgeois. Die
Bauern sähen ihre Aufgabe je-
doch in der Produktion von Le-
bensmitteln. Den Landwirten

und Landwirtinnen fehle eine
langfristige Perspektive, kon-
statiert der Bauernverband. Die
Kundgebung Ende November in
Bern gegen die Sparpläne des
Bundes sei «auch ein Zeichen
der grossen Verunsicherung»
gewesen, was die Zukunft der
Landwirtschaft und ihre Aufga-
ben anbelange.

Mehr Menschen, knappe
Ressourcen
Der Bauernverband nutzte an
der Jahresmedienkonferenz
die Gelegenheit, für seine Ini-
tiative für Ernährungssicher-
heit zu werben, die er vergan-
genes Jahr eingereicht hatte.
Die Unterschriften dafür hatte
er innert nur dreier Monate ge-
sammelt.

Ziele der Initiative sind die
Stärkung der einheimischen
Lebensmittelproduktion und
die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für die Bauern.
Die Initiative sei nötig, weil die
aktuelle Situation besorgniser-
regend sei, sagte Ritter. Mit der
Initiative wolle der Bauernver-
band die Schwächen der aktu-
ellen Gesetzgebung ausbügeln.

Zudem solle die weltwei-
te und nationale Entwicklung
antizipiert werden: immer
mehr Menschen, die ausrei-
chend Essen brauchen, bei
gleichzeitig zunehmend knapp
werdenden Ressourcen. Die
ressourcenschonende Produk-
tion von Lebensmitteln ist laut
Ritter «die grosse Herausforde-
rung der Zukunft». | sda

Bern | Bauernverband spricht von «besorgniserregender Situation»

Falsche Anreize
Mehr
Einbürgerungen
BERN | Die Zahl der Einbürge-
rungen ist in der Schweiz
 gestiegen: Laut Professor
Etienne Piguet wurden letztes
Jahr 38 000 Personen einge-
bürgert, 2014 waren es
33 000 gewesen. Eine Ursa-
che für den Anstieg um 
15 Prozent sieht der Neuen-
burger Professor in der Politik
der SVP. Die Unsicherheit,
welche die Masseneinwande-
rungsinitiative und die Durch-
setzungsinitiative geschaffen
hätten, bewege Ausländer
und Ausländerinnen dazu,
sich einbürgern zu lassen,
sagte der Migrationsexperte
am Dienstag dem West-
schweizer Radio RTS. Zuvor
sei der Trend rückläufig ge -
wesen. Beim Anstieg handle
es sich um eine Reaktion auf
die Abschottung, welche die
Abstimmung über die Mas-
seneinwanderungsinitiative
darstelle, sagte Piguet. «Ein
Teil der Ausländer dürfte sich
verunsichert fühlen und
Angst haben, die Aufenthalts-
bewilligung zu verlieren, zum
Beispiel bei Arbeitslosigkeit.» 
Wer sich einbürgern lasse,
vermeide dieses Risiko. Der
Anstieg bei den Einbürge -
rungen sei daher ein aus
Sicht der SVP unerwünschter
 Nebeneffekt ihrer eigenen
 Politik. Die Partei setzt sich
 eigentlich für eine strikte Ein-
bürgerungspolitik ein. Die Ge-
schichte wiederhole sich, sag-
te Piguet: Bereits  Ende der
1960er-Jahre sei die Zahl der
Einbürgerungen  gestiegen,
weil die Menschen Angst ge-
habt hatten, die Schweiz ver-
lassen zu müssen. | sda

Lebensmittelproduktion. Markus Ritter, Präsident Schweizerischer
Bauernverband (SBV): «Ressourcenschonende Produktion von
Lebensmitteln.» FOTO KEySTONE

KURZMELDUNGEN

Messerstecherei
CHIASSO | Die Tessiner Kan-
tonspolizei hat am Dienstag ei-
ne 76-jährige Frau festgenom-
men, die am Vortag bei einem
Streit in Chiasso zwei Perso-
nen mit einem Messer leicht
verletzt hatte. Ihr werden ver-
suchte Tötung sowie versuch-
te Körperverletzung vorgewor-
fen. Die Frau hatte am Montag
bei einem Streit in der Wasch-
küche eines Hauses in Chiasso
einen 75-jährigen Mann und
 eine 73-jährige Frau angegrif-
fen und verletzt. Die beiden
mussten ins Spital gebracht
werden. Worum es beim Streit
ging und warum die Frau auf
die beiden Senioren losging, ist
nicht bekannt. | sda

25 Jung-
unternehmen
ZÜRICH | An der ETH Zürich
sind im vergangenen Jahr 25
Jungunternehmen gegründet
worden – so viele wie noch nie.
Unter den Geschäftsideen sind
unter anderem intelligente
Glühbirnen und eine Messme-
thode für Muskelmüdigkeit.
Wie auch in den vergangenen
Jahren stammen die meisten
Firmengründungen aus den
Bereichen Informatik- und
Kommunikationstechnologie.
Daneben gab es auch mehrere
Spin-offs in Biotechnologie
und in der Entwicklung von
medizinischen Geräten. Wie
die ETH Zürich am Dienstag
mitteilte, wurden acht der 
25 Spin-offs von sogenannten
Pioneer Fellows gegründet. Mit
dem Pioneer-Fellowship-Pro-
gramm ermutigt die ETH Mas-
terstudentinnen und -studen-
ten, ihre Geschäftsidee in die
Realität umzusetzen. | sda

1500
Selbstanzeigen
ZÜRICH | 1500 Zürcher Steuer-
pflichtige haben 2015 mit
Selbstanzeigen bisher nicht
deklarierte Gelder gemeldet.
Das sind gleich viele wie im bis-
herigen Rekordjahr 2014, wie
die Finanzdirektion in einer
Mitteilung vom Dienstag
schreibt. Aus den 1500 im letz-
ten Jahr erledigten Fälle flos-
sen dem Kanton Zürich und
den Gemeinden total 70 Mil -
lionen Franken Nachsteuern
zu. Der Bund erhielt 16 Millio-
nen Franken. Ein Dutzend
Steuersünder mussten eine
Million oder mehr Nachsteu-
ern bezahlen. | sda

Für zweite
Gotthardröhre
ZÜRICH | RoadCross Schweiz,
die Stiftung für Verkehrssicher-
heit, befürwortet eine zweite
Strassentunnelröhre am Gott-
hard. Sie empfiehlt dem
Stimmvolk, am 28. Februar ein
Ja in die Urne zu legen. Das
wichtigste Argument für den
Bau einer zweiten Gotthard-
röhre ist für RoadCross
Schweiz die Verkehrssicher-
heit, wie die Organisation am
mitteilte. Es brauche zwei Röh-
ren, die je einspurig befahren
werden können. Nur so könn-
ten Frontal- und Streifkollisio-
nen verhindert werden, heisst
es weiter. Die Stiftung für
 Verkehrssicherheit berät und
begleitet Betroffene von Ver-
kehrsunfällen und betreibt Prä-
ventionsarbeit. Sie ist politisch
neutral und setzt sich für die
Verkehrssicherheit ein. | sda


